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1. Instanz

Aktenzeichen S 6 RJ 364/01
Datum 22.07.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 R 570/03
Datum 13.09.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 22.
Juli 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Leistung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit bzw. Erwerbsminderung.

Der 1948 geborene KlÃ¤ger, ein in seiner Heimat lebender tunesischer
StaatsangehÃ¶riger, hat keinen Beruf erlernt. Er hat zunÃ¤chst in Tunesien vom
01.01.1968 bis 30.09.1969 BeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung entrichtet. Vom
09.08.1971 bis 31.03. 1993 (mit anschlieÃ�ender Zeit der Arbeitslosigkeit bis 21.09.
1993) war er sodann in der Bundesrepublik Deutschland als Arbeiter
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.

Mit Schreiben vom 12.11.1995 sowie mit dem am 04.08.1997 beim tunesischen
VersicherungstrÃ¤ger gestellten (Formblatt-)Antrag begehrte der KlÃ¤ger von der
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Beklagten die Zahlung einer Rente aus der deutschen Rentenversicherung. Seit
seiner RÃ¼ckkehr aus Deutschland im Jahre 1993 sei er krank. Mit Bescheid vom
19.10. 2000 lehnte die Beklagte den Antrag ab, weil der KlÃ¤ger trotz seiner
GesundheitsstÃ¶rungen (SchwindelanfÃ¤lle bei Artena vertebralis Syndrom mit
Basilaris Symptomatik, chronische LendenwirbelsÃ¤ulen-Beschwerden, Verdacht auf
Pollenallergie und Zustand nach gutverheiltem Knochenbruch im Sakralbereich)
noch in der Lage sei, leichtere bis mittelschwere Arbeiten vollschichtig auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt zu verrichten.

Den dagegen eingelegten Widerspruch des KlÃ¤gers â�� bei ihm sei InvaliditÃ¤t
bereits vor der Ausreise aus Deutschland festgestellt worden, wozu er Atteste des
OrthopÃ¤den Dr. S. vom 03.07. 1992, des OrthopÃ¤den Dr. S. vom 16.10.1990
sowie einen Arztbrief des Neurologen Dr. S. vom 31.08.1993 vorlegte â�� hat die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 14.03. 2001 zurÃ¼ckgewiesen. Der
KlÃ¤ger sei gesundheitlich noch in der Lage, leichte Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes vollschichtig zu verrichten und habe deshalb keinen
Rentenanspruch.

Dagegen hat der KlÃ¤ger mit dem vom Sozialgericht Augsburg als Klage gewerteten
Schreiben vom 06.05.2001 Einwendungen erhoben. Er legte insbesondere
Ã¤rztliche Bescheinigungen aus dem Jahre 1997 vor sowie einen Ã¤rztlichen Bericht
des Dr. L. vom 18.11.2001. ZusÃ¤tzlich habe er noch eine Fraktur des linken Armes
erlitten, mit Operation im Dezember 1997. In Tunesien sei bei ihm InvaliditÃ¤t
anerkannt worden und es sei unmmÃ¶glich, dort eine Arbeit auszuÃ¼ben.

Mit Urteil vom 22.07.2003 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger
verfÃ¼ge nach den vorliegenden Ã¤rztlichen Berichten noch Ã¼ber ein objektives
RestleistungsvermÃ¶gen, das ihm leichte Arbeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes
tÃ¤glich vollschichtig erlaube. Angesichts seines beruflichen Werdegangs in der
Bundesrepublik Deutschland sei er auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar
und habe weder Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit noch wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit.

Dagegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers, der an seinem Begehren festhÃ¤lt.
Auf Anfrage des Senats legte er den Arbeitsvertrag vom 19.07.1971 mit der Fa. G.
LuftkÃ¼hlergesellschaft H. GmbH & Co. vor, wonach er als Hilfsarbeiter eingestellt
worden war. Die Firma T. S. E. teilte mit Schreiben vom 10.02.2004 mit, der KlÃ¤ger
sei dort vom 01.02.1973 bis 31.03.1993 beschÃ¤ftigt und in der Zurichtung als
Walzwerksarbeiter tÃ¤tig gewesen. Es habe sich um eine angelernte TÃ¤tigkeit mit
einer Anlernzeit von maximal drei Monaten gehandelt.

Nach Aufforderung des Senats legte der KlÃ¤ger eine Mitteilung des tunesischen
VersicherungstrÃ¤gers vor, dass eine Nachent-richtung freiwilliger BeitrÃ¤ge in
Tunesien nicht mÃ¶glich sei. Der KlÃ¤ger wurde sodann darauf hingewiesen, dass
Ã¤rztliche Unterlagen zum Nachweis darÃ¼ber, dass innerhalb von zwei Jahren
nach der im Jahre 1993 erfolgten Beendigung seiner letzten
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit
eingetreten sei, vorzulegen seien. Zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhalts holte
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der Senat sodann das von der Ã�rztin Dr. T. am 14.06.2005 nach Aktenlage
erstattete Gutachten ein, die sich insbesondere Ã¼ber die seit Oktober 1993 beim
KlÃ¤ger vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen Ã¤uÃ�ern sollte und darÃ¼ber,
welche TÃ¤tigkeiten ihm seither mÃ¶glich seien. Die SachverstÃ¤ndige fÃ¼hrte
aus, das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers sei in erster Linie durch
wirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngige Beschwerden sowie die geklagten Schwindelsensationen
beeintrÃ¤chtigt. Ihm seien seit Oktober 1993 noch leichte bis mittelschwere
Arbeiten acht Stunden tÃ¤glich zu ebener Erde, ohne Ã�berkopfarbeit und nicht auf
Leitern und GerÃ¼sten mÃ¶glich.

Der KlÃ¤ger Ã¤uÃ�erte hierzu, es sei eine fachÃ¤rztliche Begutachtung erforderlich.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts Augsburg vom 22.07.2003 sowie des Bescheides vom 19.10.2000 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.04.2001 zu verurteilen, ihm
aufgrund des Antrags vom 20.11.1995 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit,
hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, weiter hilfsweise wegen Erwerbsminderung zu
leisten.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

BezÃ¼glich weiterer Einzelheiten des Tatbestandes wird im Ã�brigen verwiesen auf
den Inhalt der Akten des Gerichts und der Beklagten, die sÃ¤mtlich Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte und somit zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers
ist unbegrÃ¼ndet. Das angefochtene Urteil des Sozialgerichts Augsburg ist nicht zu
beanstanden, weil der KlÃ¤ger gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Rente
wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit und â�� ab 01.01.2001 â�� auch keinen
auf eine Rente wegen Erwerbsminderung hat.

Wegen der Antragstellung vor dem 31.03.2001 ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf
Versichertenrente zunÃ¤chst an den Vorschriften des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der bis 31.12.2000 geltenden Fassung zu messen. Der
Anspruch des KlÃ¤gers ist aber auch nach den Vorschriften des SGB VI in der ab
01.01.2001 geltenden Fassung zu prÃ¼fen, soweit sinngemÃ¤Ã� (auch hilfsweise)
vorgetragen ist, dass ein Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung jedenfalls
zu einem Zeitpunkt nach dem 31.12. 2000 gegeben sei (Â§ 300 Abs. 1 SGB VI).

Mit dem Sozialgericht geht der Senat im Hinblick auf das Ergebnis der von ihm
durchgefÃ¼hrten Beweisaufnahme davon aus, dass der KlÃ¤ger seit Antragstellung
im Jahre 1995 (und nicht, wie vom Sozialgericht und der Beklagten irrtÃ¼mlich
angenommen, erst mit dem Formblattantrag im Jahre 1997) noch nicht
erwerbsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 44 Abs. 2 SGB VI in der bis bis 31.12.2000
gÃ¼ltigen Fassung ist, weil er nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�erstande ist bzw. war, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
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RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitseinkommen zu erzielen, das monatlich
630,00 DM Ã¼berstiegen hat. Seit Antragstellung ist er aber auch nicht wenigstens
berufsunfÃ¤hig, weil seine ErwerbsfÃ¤higkeit noch nicht infolge von Krankheit oder
anderen Gebrechen oder SchwÃ¤che seiner kÃ¶rperlichen oder geistigen KrÃ¤fte
auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen eines kÃ¶rperlich oder geistig gesunden
Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und
FÃ¤higkeiten gesunken war (Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI in der bis 31.12.2000
geltenden Fassung). Auch ist er seit 01.01.2001 nicht teilweise oder voll
erwerbsgemindert im Sinne des Â§ 43 SGB VI in der seit 01.01. 2001 gÃ¼ltigen
Fassung bzw. teilweise erwerbsgemindert bei BerufsunfÃ¤higkeit im Sinne des Â§
240 Abs. 2 SGB VI, weil er jedenfalls noch acht Stunden tÃ¤glich zu arbeiten in der
Lage ist.

Das kÃ¶rperliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers seit Antragstellung bzw. seit
Aufgabe seiner TÃ¤tigkeit im Jahre 1993 ergibt sich aus den vom KlÃ¤ger
vorgelegten Unterlagen und dem vom Senat eingeholten Gutachten der Ã�rztin Dr.
T â�¦ Diese fÃ¼hrt aus, aus den â�� wenngleich spÃ¤rlichen â�� Ã¤rztlichen
Befunden sei zu ersehen, dass der KlÃ¤ger seit Jahren unter rezidivierenden
belastungsabhÃ¤ngigen RÃ¼ckenschmerzen ohne neurologische
Ausfallerscheinungen leidet. Deshalb sind ihm schwere kÃ¶rperliche Arbeiten und
solche in Haltungskonstanz nicht mehr zumutbar gewesen. Dies ergibt sich
insbesondere aus den vom KlÃ¤ger im Widerspruchsverfahren vorgelegten Attesten
der OrthopÃ¤den Dr. S. und Dr. S. , aus denen sich aber keinesfalls die
Erforderlichkeit einer Reduzierung der Ã¼blichen Tagesarbeitszeit entnehmen
lÃ¤sst. Der KlÃ¤ger befand sich auch bei der Untersuchung in Tunesien am
20.07.2001 in einem guten Zustand, das Abdomen war weich, die kardiopulmonale
Untersuchung regelrecht, der linke Ellenbogen war beweglich ohne einen
Bewegungsschmerz.

Zu der immer wieder genannten Diagnose der Schwindelerscheinungen fÃ¼hrt die
SachverstÃ¤ndige aus, eine vertebrobasilÃ¤re Insuffizienz sei eine veraltete
Diagnose und heute nicht mehr anerkannt. Bei normalem Dopplersonographischen
Befund und Kernspin sowie fehlenden HirnstammlÃ¤sionen im AEP mÃ¼sse hier
von einer Verlegenheitsdiagnose ausgegangen werden. Funktionelle Folgen des
Drehschwindels wie StÃ¼rze, UnfÃ¤lle u.Ã¤. seien nicht objektiviert. Eine zeitliche
LeistungseinschrÃ¤nkung ergebe sich bei fehlenden funktionellen Auswirkungen
nicht.

Dr. T. bezeichnet im Ã�brigen die weiteren Diagnosen wie Pollenallergie,
rezidivierende Harnwegsinfekte bei Nierengries und Folgen der operativ
behandelten Fraktur des linken Ellenbogens als unwesentlich, zumal letztere ohne
wesentliches funktionelles Defizit ausgeheilt ist.

Insgesamt ist das berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers durch die
festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen zwar bereits eingeschrÃ¤nkt. Er ist und war
jedoch noch in der Lage, leichte und mittelschwere Arbeiten zu ebener Erde, ohne
Ã�berkopfarbeiten und nicht auf Leitern und GerÃ¼sten seit Oktober 1993 acht
Stunden tÃ¤glich auszuÃ¼ben. Beim ZurÃ¼cklegen von Wegen zu und von der
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ArbeitsstÃ¤tte ergeben sich mangels irgendwelcher Hinweise keine relevanten
EinschrÃ¤nkungen, da er in der Lage gesehen werden muss, viermal tÃ¤glich mehr
als 500 m zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr. 10).

Damit kann beim KlÃ¤ger angesichts des festgestellten vollschichtigen
LeistungsvermÃ¶gens von ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht ausgegangen werden, auch
wenn er seine frÃ¼here in Deutschland verrichtete TÃ¤tigkeit als Walzwerksarbeiter
nicht mehr verrichten kÃ¶nnte. Im Rahmen der PrÃ¼fung, ob ErwerbsunfÃ¤higkeit
bzw. (ab 01.01.2001) volle Erwerbsminderung vorliegt, ist nÃ¤mlich eine
Verweisung auf alle ungelernte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes
vorzunehmen (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1247 Nr. 7; SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr. 8). Die
Benennung einer konkreten TÃ¤tigkeit des allgemeinen Arbeitsmarktes, auf die ein
Versicherter bei der PrÃ¼fung, ob ErwerbsunfÃ¤higkeit vorliegt, verwiesen werden
kÃ¶nnte, wÃ¤re nur dann erforderlich, wenn â�� anders als beim KlÃ¤ger â�� eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere
spezifische Leistungsbehinderung vorliegen wÃ¼rde, weil unter diesen UmstÃ¤nden
nicht ohne weiteres gesagt werden kÃ¶nnte, dass der Arbeitsmarkt in der
Bundesrepublik Deutschland, auf den es hier ankommt, noch offene Stellen fÃ¼r
den Versicherten bietet. Es genÃ¼gt eine Beurteilung, ob das
RestleistungsvermÃ¶gen dem Versicherten kÃ¶rperliche Verrichtungen z.B.
Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Bedienen von Maschinen, Kleben,
Sortieren, Verpacken, Zusammensetzen von Teilen u.Ã¤. erlaubt, wie es bei
ungelernten TÃ¤tigkeiten in der Regel gefordert wird (vgl. Beschluss des GroÃ�en
Senats des Bundessozialgerichts vom 09.12.1996-GS 2/95 â�� in SozR 3-2600 Â§ 44
Nr. 8). FÃ¼r die Mehrzahl dieser Verrichtungen reicht das kÃ¶rperliche
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers zweifellos noch aus. Nachdem bei ihm auch ein
sog. Katalogfall nicht vorliegt (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nrn. 19, 22), ist
ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. volle Erwerbsminderung nicht gegeben.

Der KlÃ¤ger ist aber auch nicht wenigstens berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 Abs.
2 SGB VI a.F. (bzw. ab 01.01.2001 Â§ 240 Abs. 2 SGB VI), weil er noch in der Lage
ist, mehr als die gesetzliche LohnhÃ¤lfte zu verdienen bzw. vollschichtig (sechs
Stunden tÃ¤glich) zu arbeiten, wobei es auch hier nicht darauf ankommt, ob er die
wÃ¤hrend seines Arbeitslebens in der Bundesrepublik Deutschland ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit noch zu verrichten in der Lage wÃ¤re. Ob er berufsunfÃ¤hig ist bzw. war,
beurteilt sich danach, welche seinen KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechende
TÃ¤tigkeiten ihm unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs seiner
Ausbildung sowie seines bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen
seiner bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen bzw. konnten. Im
Rahmen des von der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung entwickelten
Mehrstufenschemas (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 17) ist der KlÃ¤ger der
unteren Stufe der ungelernten Arbeiter zuzuordnen. Er war wÃ¤hrend der
Ã¼berwiegenden Dauer seines Arbeitslebens in der Bundesrepublik Deutschland
bei der Firma T. als Walzwerksarbeiter tÃ¤tig, wobei es sich nach der Auskunft
seines Arbeitgebers um eine angelernte TÃ¤tigkeit mit einer "Anlernzeit" von
maximal drei Monaten gehandelt hat. Er ist deshalb auch im Rahmen der PrÃ¼fung,
ob BerufsunfÃ¤higkeit vorliegt, auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu verweisen, wo
er weiterhin ein konkurrenzfÃ¤higes ArbeitsleistungsvermÃ¶gen besitzt.
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Die Einholung eines weiteren Gutachtens zur Feststellung seines derzeitigen
LeistungsvermÃ¶gens war nicht erforderlich, weil beim KlÃ¤ger, selbst wenn
nunmehr Erwerbsminderung angenommen werden mÃ¼sste, ein Rentenanspruch
nicht in Betracht kommt. Voraussetzung fÃ¼r die Annahme von Berufs- bzw.
ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. Erwerbsminderung ist nÃ¤mlich auch, dass in den letzten
fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge gegeben
wÃ¤ren (vgl. Â§Â§ 43 Abs. 1, 44 Abs. 1 SGB IV a.F. bzw. 43 Abs. 1 Ziff. 2 SGB VI
n.F.). Dies wÃ¤re lediglich fÃ¼r 24 Monate im Anschluss an die letzte
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung bzw. rentenrechtliche Zeiten der Fall; nach
den vorliegenden Unterlagen steht jedoch fest, dass der KlÃ¤ger seinerzeit
jedenfalls noch einer vollschichtigen Arbeit nachzugehen in der Lage war. Bei einem
spÃ¤teren Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. Erwerbsminderung wÃ¤re
erforderlich, dass vor dem 01.01.1984 die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt und jeder
Kalendermonat vom 01.01.1984 bis zum Kalendermonat vor Eintritt der
Erwerbsminderung oder BerufsunfÃ¤higkeit bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit mit den in Â§
241 Abs. 2 genannten Zeiten belegt wÃ¤re. Nachdem der KlÃ¤ger seit seiner
RÃ¼ckkehr in seine Heimat keinerlei rentenrechtliche Zeiten aufzuweisen hat und
er (nach der vorgelegten Auskunft) auch rÃ¼ckwirkend weder zur tunesischen
Rentenversicherung noch zur deutschen Rentenversicherung (vgl. Â§ 197 Abs. 2
SGB VI) freiwillige BeitrÃ¤ge verrichten darf, kann ein Rentenanspruch vor
Vollendung des 65. Lebensjahres u.a. erst wieder durch eine dreijÃ¤hrige
Entrichtung von Pflichtbeitragszeiten erworben werden.

Die Berufung des KlÃ¤gers war deshalb als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 04.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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